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Parlamentarische Anfrage Nr'.824/J 
an di~ Bundesregierung, betr~rfGnd 
fv'iaßnahmen der Bundesregierung 'für 
benachteiligte ,Gebiete Österreichs 

An den 

Präsidenten des .,Nationalrates 
Dipl.Ing~Karl WALDBRUNNER, 

1010' Yl==;k=~=~ 

8.september 1971 

Di~ Abgeordneten zum Nationalrat HAASund Genossen 

haben am 15.Juli1971 unter der Nr.824/J an die Bundesre­
gierung eine Anfrage,. betreffend Maßnahmen der Bundesre­

gierung für benachteiligte Gebiete österreichs gerichtet, 

di~folgenden Wortlaut hat: 

"Am' Ende der Herbstsession des Nationalrates 1970/71' 

wu~den an alle Mitglieder der Bundesregierung Interpella­
tiohen betreff.end' dJe'Durchführung der'Regierungserklärung 

..... gerichtet. Dl'ese AnfrCl:gen wurdeni,m Lq.u,fe der Monate März 

und Aprili971 v,on de~ be'fragten Regierungsmitgliedern in 

sehr ~U'sführlicherWeise -,getrennt n~ch Ressorts - beant­
... lwortet.· 

Inden seithervergangenen Monaten hat die Bundesre­
·gierung ihre Bemühl1ngehum die Verwirklichung, dieses Regie­

rungsprogrammes- intensiv fortgesetzt. 
. , , 

uin einen. Uberbli-ck zu erhalten" welche Maßnahmen de'r 

Bundes.r.egierung \lbnbe90nderer Bedeutung für benachteili,gte 
Gebiete österreichs sind, stellen dieun.terzelchneten Abge­

(>rdneten an die Bundesregierung gemäß § '71' GOG die nachste-
. ::, 

hende 
Anf r a g,e • 

1;<lelche Maßnahmen haben die einzelnen Mitglieder der Bun­

des~~gierungoder~die Bun~esregierung als Gan~es in Verwirk-
- . ~ , 

lichung·der Regierungserklärung oder über die Regierungserklä-

~unghinausgehend gesetzt, die für benachteiligte Gebiete 
: Ö~~err~±chs -von'Bed~'&turig sind?" ' 

.Ichbeehre mich, diese AnJ;'rage namens de~ Bundesregierung 
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wie folgt zu beantworten: 

Wie bereits in dem der E:Lnle1tung der Anfrage dienenden 

'l'ext von den anfragenden A bge ordne ten fe stge ste 11 t wurde, ist 

die Bundest~egier1...mg bemül1t gewEsen, die von ihr in der Regie­

rungserkllirung dargelegten Ziele zu realisieren. Die Bemühun­

gen um die Verwirklichung dieses Regierungsprogrammes wurden 

stets intensiv gerührt. 

Zur Darstellung der von den einzelnen Regierungsmitglie­

dern in diesemS:Lnne gesetzten Iv]aßnahmen habe ich die €Lnzel­

nen Bundesminister um Stellungnahmen ersucht und diese - dem 

Wortlaut der Anfrage folgend - ressortweise zusammengefaßt. 

1.Bundeskanzleramt: 

Als eine der Ma.!3nahmen der Bundesregierung für benachttl­

ligte Ge~iete Österreichs wlire die besondere Berücksichtigung 

dieser bei der Vergabe von ERP-Krediten sowohl im Jahrespro­

gramm 1970/71 als auch 1971/72 h'2rvorzuheben. 

Im Jc~J:.resprogramm 1970/'Tl des EHP-Fonds sfnd bei der Ver­

gabe von EHP-Krediten 1m Rahmen des Schwerpunktes "verbesse-, 

rungder Regionalstruktur" besonders gefördert worden: 

Investi tionSV0I''tlaben in Problemgebieten mit vJachstumstm­

,pulsen für die regionale ltJirtscbaft, insbesondere :Neugründun­

gen von Betrieben; 

Inves.'ti tonsvorl1aben, die eHe Entstehung von ne.uen Problem-. 

gebieten von vornherein verhindern sollen. Dazu wird angestrebt 

eine Struktura~f1ockerung in monoindustrialisierten Gebieten 

durch Ansiedlung oder Ausbau anderer Industriezweige (Ausbil­

dung von fvjj::chstrukturen); 

Betriebsgründungen in den vom Kohlenplan betroffenen Ge-:­

bieten~ die die lokale Wirtschaitsstruktur ve~~~ssern andden 

lokalen Arbei tsmq.rkt entla.sten. 

Im ,Jahresprogramm 19'71/72 des ERP-Fonds werden besonders 

gefördert werden 

die Schaffung von neuen Arbeitsplätzen in Bergbaugebieten 

(Bergbaugebiete mit gerfngen Zukunftschanoen, in denen . 
Arbeitskräfte frei werd~n; 

der Ausbau wachsttlmskräftiger Industrien_in Gebieten mit 

tradi ttoDel1ED Industrien, eUe geringe WachtsumsrJöglich­

keiten haben; 

Projekte 'in Gebiet~n mit überdurchschnittlichen Arbeits­

kräftereserven. 

." 
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Abscbließend wäre :Ln diesem Zusammsnhang auf die Gründung der 

RIGIPS Baw;:;tofr'werke Bad Aussee GesmbH und auf die im Vorjahr 

bei der KESTAG zweclü;Produktlon::3ste:Lgerung durchgeführten In­

vestitionen zu verweisen. Eine 'nähere Darstellung dieser Fak­

ten erfolgte in den AntwortschI'e~d)en zu den Parlamentaris chen 

Anfragen Nr.73S/J bzw.731/J. Zur Vsrmeidung von Wiederholungen 

darf hier auf diese Antwortnoten ven.viesen werden. 

Daneben wurden auf dem GebiGt(j' der Raumplanung Maßnahmen 

ges~tzt, die in der Folge kurz beleuchtet werden sollen. 

Beurteilung der RegionalAt~uktur in österreich: 

Verschied.ene bisher durJhge:eührte StudJ.en Uber die Regional­

struktur und WirtschaftentwickJung in österreidh zeigen erheb­

liche uriterschiede zwischen den Regionen hinsichtlich des Ein­

kommens, der Arbei tslosigkei t, der Vepsorgung mi t öffentlichen 

und privaten Dieristleistungen und hinsichtlich der Ausstattung 

mi t Wohnungen und der dazugehör:Lgcn Infrastruktur usw. 

Di€,?er Tatsache Rechnung tragend stellte sich die Bundes­

regierung die Aufgabe:, eine aktlve Raumordnungsp()litik zu 

betreiöen, mit dem Ziel, "die räumlichen Voraussetzungen für' 

annähernd' gleiche Erwerbs- und :,':,,€bensbedingungen für die Bevöl­

k,erung in allen Siediung~geb1.eten des Landes zu schaffen". 
Ein weiterer Programmpunkt der Regierungserklärung vom 

April 1970 war die 'Zusammenarbeit aller am Raumordnung.sprozeß 
. betei ligte:r'i Körperschafte'D. 

Auf Initiative des Bundeskanzlers wurde daher für die Be­

lange der Raumplanung der institutionelle Rahmen fUr das Zu­

sammenwirken der Gebietsköi""perschaften im Sinne eines koopera­

tiven Bunde~staates geschaffen. 

Im weiteren 1st d~r österre:tchische Raumordnungsbeirat mit 

.der Ausarbeitung,eines Gutachtens über 

gleichartige' Krl terien fü:r c.ii.G Bestandsaufnahme des 

regionalen Entwicklungsstandes und 

einhei tliche Grund sä tze für ;;11e anzustrebende Raumordnung 

voD.·"der österreichischer1, Raumordnungskonferenz beauftragt 

worden. 

Dieses Gutachten bildet. die ':Torausse,tzung für eHe z\'vischen 

den Gebi€tskörperscha.ften abgestimmte Festlegung der für die Ab-
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grenzung der Gebiete erforderlichen Kriterien und fUr die Ab­

le1tung~r Zielsetzungen. Im Anschluß daran werden die fU~ 

die Erfüllung dE;r Ziel[-3r::tzungen erforderlichen Maßnahmen ent­

sprechend der !{ompetenzmäßigen Aufgabenteilung zwischen den 

Gebietskörperschaften zu vereinbaren sein. 

Bis zum Vorli~gen der im Rahmen der österreichischeh Raum­

ordnungskonferenz durchzuführenden Arbeiteh werden Abgrenzung 

und Förderung struktu:csch1tiacher .Gebiete auf den geltenden Ge­

setzen und verordnurigen basieren. 

Im besonderen ist in diesern Zusarr;menhang auf die Reg1onal­

enque teA:Lchfeld -Murboden (Steiermark) zu verweisen. 

Als Modellfall für die Zusammenarbeit der Gebietskörper­

schaften kann die vomHe~rn Bundeskanzler initiierte Regional­
enquete Aichfeld-l\1urboden angesehen. werden. 

Die Wirtschaft .des Geb:Letes Aichfeld-Murboden ist gekenn-· 

zeichnet durch ejne einseitige Ausrichtung auf die Montan-:-In­
.dustrie. Diese Strukturschwä.che vJird durch die spezifische "0' 

. Si tua t.ion des BraunkohlenbergvJerkes Fohnsdorf verstärkt. Die 

problematische.Entwicklung ma.cht es daher erforderlich, den 

gesamten Rdum zu analysieren und Lösungsmöglichkeiten fUr 

seine sanierung zu entwickeln. 

Am 22.J\pril 19'11 fand unter Vo1'si tz des Herrn Bundeskanzlers, 

unter Teilnahme von Mi tgliedern des Ministerkomi tees für Raum­

planung, des HErrn Lande shauptmanne s Krainer, Vertretern des 

Raumordnul1gs- und vlirtschaf'csförderungsverbandes Aichfeld-Mur­

boden und der Interessenverbänd~ die 1.Sitzung statt. 

Am 25.2.1971 konstituierte sich die österreichische Raum~ 
ordnungskonf'erenz (öROK) der das Minist~rkomifee rüf die Raum .... ' 

planung, di~ Landeshauptleute, je zwei Vertreter des österrei­

chischen Städte- und Gemeindebundes und in beratender Funktion 

die Präsidenten der InteresseDverbände angehören. 

Seither haben alle der öROK angeschlossenen Organe (Stell­

. vertreterkomm·ission, österreichischer Raurnordnungsbeira t, Ge­

schäftsstelle der ÖROK) ihre Arbeit aufgenommen. 

Für die 2.Sitzung der öHOK am 17.6.19'(1 vmrde vom BUro für 

Raumplanung im Bundeskanzleramt ein Diskussionsvorschlag zu 
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~ll~~~einen raumordnungspolitischen Grundsätzen und zu Kri­

"terien zur Beurteilung derösterre1chischen Reg:i.onalstruktur 

ausgearbeitet. 
Dabei wurde der L:unehmenden Komplexi tät und PJ{tuali tät 

dieses Problemkreises Hechnung getr<?-gen. 
"Eine fast ausschließltche Berück.sichtigung von wirtschaft­

lichen Aspekten der regionalen Di.spari tät kann der Reali tät 

nicht mehr gerecht werden. 

Der Zustand der natürlichen UmvJel t und d'2I' kulturellen Vor­

aussetzungen für die Entwicklung der I~dividuen und Gruppen im 

Süme einer demokra tl sehen Staats form müssen von den festzu­

legenden Kriterien ebenso erfaßt werden wle der Bereich der 

Produktion~ 

Nach Auffcmung der Bundesregterung hat die IiQualität des 

Lebens~ ·Vorrang, die Wirtschaft ha~ dafür die Voraussetzungen 

zu ·liefern. Da die angeführten Ziele zum Teil einander ent­

gegengesetzte Auswirkungen ze:Lgen .. ist eine sorgfältige Ge­

wichtung der anzustrebenden konkreten Ziele und er durchzu­

führenden Maßnahmen in ei.ngehenöen Beratungen aller am Raum­

ordnungsprozeß beteiligten Stellen erforderlich. Auf einstim­

migen Beschluß der ÖROK wurde d1.~.:;ser Themenl{reis einem Unter-

·ausschuß der Stellvertret~rkommlssion zugewiesen mit dem Auf­
trag, die von Bund, Ländern und Gemeinden ausgearbeiteten Stel­

lungnahmen zu den genannten Dislcu.ssior:sunterlagenentgegenzu­

nehmen und abzustimmen. 

Für die 2.Sitzung am l7.Juni 1971 wurde vom Büro für Raum­

planung im Bundeska,nzleramt in Zusammenarbei t rni t der Steier­

märl{ischen Landesregierung u:ad derPlanungsgemeinschaftAichf~.ld,... 

Murboden ein Bericht tiber die Frobi.eme und 'Lösungsmöglichkei t,en 
vorgelegt. 

Einheitlich wurde festgestellt, daß die Sanierung und Um­

strukturierungdes Pla.nungsraumes nur imZusammenwirlcen aller 

Gebietskörperschaften mit der lakaIen und regionalen Wirtschaft 

gelöst werden könne~. 

Als Ziele für den Planungs raum wurden festgelegt 

-Dynamisierung der Wirtsche.f't 

- Verbesserung de~ Verkehrs lage 

- Steigerung des Wolm- und Freizeitw~rtes. 
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In verfolgung dieser Ziele sind.folgende Aufgaben v:or­

dringlich durchzuführen: 

. Abkl~rung der H~he'der möglichen finanziellen Förderungs­

mittel in bezug auf 

Investitionen und 

- Arbei tsmarktpoli tj.sche Förderungen 

Abklärung des beschleunigten Ausbaues der Bundesstraßen in 

diesem G(2biet, insbesondere der Ausbau der Mur-r1ürz-Schnell-­

straße und der Gleinalmaut0balm 

Aufstellung eines' GrundstUckkataloges mit den entsprechenden 

Merkmalen fUr den gesamten Planungsraum 

Feststellung der Bebauungsmögl~chkeiten von Grundstücken in 

bruchscbadengefährdeten Gebieten 

Ermittlung des Wohnungsfehlbestandes 

Aufstellung eines regionalen Wohnbauprogrammes 

Aktualisj.erung des Schulbauprogrammes von Bund und Land Steiermark 

Durchführung d~r Investorenwerbung 

Darüber hinaus wurde dem Haumordnungs- und Wirtschafts­

förderungsverband Aichfeld-Murboden zur Durchführung des von 
ihm j beim Österreichischen Institut für Raumplanung in Auf­

trag gegebenen Wirtschaftsen tWicl{lungsp"rograrnmes und Ranmord:'" 

nungsplanes ein Betrag von 0,5 Mio Schilling vom Herrn Bundes­

kanzler zugesichert. 

2.Bundesministerium für Unterricht und Kunst: 

Welli'1 auch seitens des Bundesministeriums für Unterricht 

und Kunst für "benachteiligte Gebiet€" im Sinne der Anfrage 

keine direkten Mai3nahmen gesetzt wurden, sq ~rscheint es not-· 

wendig auf Bunde~gesetze~ die auf die Itiitiative des Bundes~_~,. _ 

ministeriums für Unterricht und y~unst zurückgehen und die für 

Bewohner derartiger Gebiete von Bedeutung sind, hinzuweisen. 

In der Folge sei auf drei derartige Normen verwiesen, dl~ 
unter anderem auch d~zu dienen~ regionale Schranken, die einem 

Teil der Jugend den Zugang zur höheren Bildung verwehren, soweit 

als möglich abzubauen. 

Zunächst wäre hier die Studienförderungsgesetz~Novelle 

1971 BGBl. NI'. 330/1971 zu erwäl:.nen. 
Nach diesem Gesetz werden bei der Gewährurig von Studien­

beihilfen die finanziellen Belastungen, die die materielle 
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Leistungsf~higkeit der EIterndes Studierenden beeintr~ch­

tigen, mehr als blsher beriicks:~_ch.t.igt. Demgemäß wurden auch, 

um den gestiegenen Lebenshaltungsk:ost8n Rechnung zu tragen, 

die Einkommensgrenzen und Studienbeihilfen erhöht. Weiters 

wurden die gesetzlichen Voraussetzungen geschaffen, um in 

Hinkunft alle Anträge auf G(;wä}1rL:'.ng von Studienbeihilf'en 

durch die EDV -Anlage an der UiÜ ~rl2rsi t~ t Wien berechnen zu 

können. Damit 0ird eine raschere Erledigung de~ Anträge ge­

währleistet. 
Das zwei te in dj.esen Bereich fall(i'ende Bundesgesetz ist 

die am 17.März 1971 besc~bssene Novelle zum Familienlasten­

ausgleichsgesetz 1967 (BGB1. NI> 116/1971). 
Nach dieser besteht vorerst allerdings nur für das Schul­

(StUdi:en) jahr 1971/72 ein, AnspructJ auf Schulfahrtbeihilfe 

oder·auf eine kostenlose Schulf'ahrt für alle Schüler und Stu­

denten Bsterreichischer Staatsbürgerschaft, die eine Bffent-

.liche oder mit dem öffentlichkeitsrecht ausgestattete Schule 

oder Hochschule im Inland be~",uchenJ· insowei t fUr sie Anspruch 

auf Familienbeihilfe besteht und sJe das 27.Lebensjahr noch 

ni6ht vollendet haben • 
. Schließlich sei rioch gas a'e3etzüber .die Gewährung von 

Schulbeihilfen und Heimbeihi1f€n (Schülderb€ihilfengesetz, 

BGB1.Nr.253/1971) erw~hnt. Der Inhalt dieses Schülerbeihil­

f~ngesetzes ist kurz dargestellt. 

Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen (Bedtirf­

tigkeit, erstmaliger Besuchder.b~treffeI1den Schulstufe,zu­

mindest günstiger Schulerfolg) haben österreichj_sche Staats­

bürger, die nach erfolgreichem Abschluß der ~chten Schulstufe ' 
. , ~. 

in der neunten Schulstufe ein'2:1 Polytechnischen Lehrgang,eine 
. mittlere Schule oder eine hBhere· Schule besUchen, Anspruch 

auf Heimbeih11fe ... Österreichisc.tle staa tsbürger, die nach Er-
'. ,1 

füllung der allgemeinen Schulpflicht eine mittlere oder hBhe­
re Schule oder die als ordentlichE: SchUler eine Schule für 

Berufstätige besuchen, haben Uberdies Anspruch aUf Schulbei­

hilfe • Sowc-hl die Schulheihilfe als auch. die Hei.mbeihilfe lbe­

trägt zwischen S 1.000, --' und .s 6.000, --. Bei Erflillung der 
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entsprechenden Voraussetzungen besteht Anspruch auf beide 

Beihilfen und für Schüler an höheren Schulen und für Berufs­

tätige im Prüfungsstadium gibt €f3 außerdem noch eine beson­

dere Schulbeihilfe. 

Auch in der Frage der Erwachsenenweiterbildung wurden 

Maßnahmen gesetzti' die der Vollstä.ndigkeit halber ebenfalls 
\ 

zu erwä.hnen sind. 

Die ZusammenarSeit im Medienverbund und die Intensität 

de r ins tl tu t J. ona 1 i sie Y' ten Bildungs programme wurde ve r stärk t. 

Diese IVJaßn.ahmen sind für benachteiligte (verkehrsmäßig unzu­

reichend erschlossene) Gebiete österreichs von größter Be­

deutung, da im Zusammenahng mit. vom Hörfunk und Fernsehen 

ausgestrahlten Kursen für die Bevölkerung dieser Gebiete 

die Möglichkeit besteht, sich ohne. erhebliche FahrU::osten 

und zeitverlust weiter zu bj_lden. Außerdem hat das Bundes-

ministerium für Unterricht und Kunst für die Lehrer bei den 

sogenannten GruppentB .. gen, das sind Zusammenkünfte der Kurs·­

teilnehmer, die der Diskussion und Vertiefung des bei. der 
Sendung erworbenen 1/lissens dienen, Seminare für die med:i.en­

gerechte Behandlung des Lehrstoffes eingerichtet. Auch über­

nimmt das Bundesministel:'iurn" fUr Unterricht und Kunst f3ämt­
liehe fUr diese Gr~ppentage anfallenden Honerarkosten •. 

3.Bundesminj .. sterium fUr soZP.-l~e verwaltung: 

D~r Erfolg und die Wirksamkeit der vom Bundesministerium 
fpr soz:Lale verwaltung getro'ffenen und in der Beantwortung 

der parlamentarischen Anfrage Nr.438/J näher dargestellten 

Maßnahmen [Ur bena.chteiligte Gebiete österreichs ergeben 

sich aus den folgenden Zahlen Uber den gesamten finanziel1eri 

Aufwand ,für arbe:Ltsmarktpoli tische Maßnahmen: 

I.Halbjahr 

1969 59 Mie. S 

1970 84 Mio. s 
1971 170 fvli o. c' ,.:, 

ganzes Jahr 

91+ Mio. S 

162 f1l10.S 

335 Mio.S (geschätzter 
Gesarntaufwand) 
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Der Gesamtaufwand für J;:j,,~jr' 1971 steht noch nicht 

fest, ist jedoch auf Grund der bereits eingegangenen Ver­

pflichtungeri und der vom Bundesministerium für soziale Ver­

waltung in die Wege geleiteten Inanspruchnahme zus~tzlicher 

Mittel nach Artikel 111 Abs.} des Bundes-Finanzgesetzes 1971 
mit großer Wahrscheinlichkeit zu fixieren, da mit einer vol­

len Ausnützung dieses Betrages ,'?',1 J,'E:chnen ist. 

Die vergleichbarkeit zwischen 1969 und den übrigen Jahren 

ist nicht ganz gegeben, wetl 1969 auch andere BeträgE als 

solche für Beihilfen in dle ZB.hlen ej.nbezogen sind und in der 

Zwischenzeit aus budgettecD.n1scl1en Gründen e1ne veränderung 

'd~r Budgetgliederung e~ngetreten ist. 

Im Rahmen der vom Bundesmiri!steriumfür soziale Verwal­

tung durchge rührten arbeitsmarkt po II ti sehen I11aßnahmen bilde t 

die Förderung wirtschattl'ich benachtEiligter Gebiete einen be­

sonderen Schv'lerpunkt. Im' Sinne einer aktiven A~bei tsmarl{tpo­

li tik werden sämtliche Aktivi täten, ülsbesondere aber die 

finanziellen FörderungsrnaßrlahmeD in den gegenständlichen Be­

reibhen gezielt zum Einsatz gebracht. So werden die sich für 

die Arbeitskräfte aus der ungiinst,lgEn Struktur ihres v.Johnge­

bietes ergebenden nachteilige~ Auswirkungen im Rahmen der 

vorhandenenIVlöglichkeiten bel{ämpf'c. Zahlreiche Mög11ct.keiten 

zur Förderung" der GrUndung lebensfähiger Betriebe bietet das 

Arbei tsmarktförderungsgesetz BGßL Nr. 31/1969, vor allem 

durch Hilfestellungl:€i der Beschaffung der erfordel'lichen 

qualifizierten Kräfte aberauct~ durch die Förderung der Be­

triebe selbst. 

4'~ Bunde smihi s 'cerium für, F5_nanzen : 
" 

D~rBegriff "benachtei'lig:te Gebiete österreichs" 1st nicht 

ohne weiteres überschaubar. D1e BundesregiErung unterstellt aber, 

daß ,unter diesem'Begrif'f die lm § ::.E3 Abs.l Ziff.l Finanzaus-

gle ichs'ge se tz 1967 an ge führten "w:Lrtschaftli eh en twi cklungsbe­

dUrttigen Gebiete 11 fallen. Als Bundeszuschüsse für dErartige 
.' . . .' . 

Gebie te (ös terr. En twi :~klungsgebie't€) vlUrden jm Bunde svoranschlag 

1971 veranschlagtund auch' bere i ts im folgenden Ausmaß an die 

Bunde sländerUbEi-y,vii e sen. 

Burgenland 

, Kä~"nten 
5,0 Mio.S (+ 1,3 M:L'o.S) 

3)9 Mio.S (+ 1,0 Mio.S) 
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Niederösterreich 10,5 Mio.S (+2,7 Mio.S) 

Oberc5sterre ich 6,6 Mio.S ( - '7 +.1, I 
M' (~) lO. ~) 

Salzburg 1,4 Mio.S ( +0, )+ 11/110. S ) 

Steiermarl{ '7 h 
( ~? Mio.S Ct-l,9 Mio. S) 

Tirol ') ') c.. , c_ Mio.S (+0,6 Mio.S) 

Vorarlbe:r'g 0,6 Mio.S (+0,2 Mio.S) 

Wien 1,1 1'110.3 ( "~. -( ] . ~., . M10.S) 

insgesamt sohin38 J 8 Mio.S (+10,9 Mio.S). 

Die :Ln Klammer angeführtEn BEträgE geben elie Erhöhungen 

gegenüber 1970 an. 

5 .. Bun_deE~JI1:inisterium für I.and- __ un~!- Forstwirtschaft: 

Die Ausrichtung einer gesamtwirtschaftlich orientierten 

und an die künftigEn gesellschaftspolitischen Erfordernisse' 

abgestellten Regionalpolitik ist vor allem fUr die Bergre-

. gionen und die übrigen ebtsiedlungsgefährdeten Gebiete ein 

dringendes GEbot. In V€rw1rkl:Lchung der Regi.erungserklärung 

vom 27.April .l97o hat das Bundesministertum filr Iand- und 

Forstv:irtschaft daher durch verschh,dene t<1aßnahmen zur bes­

seren Koordinierung und Anpassung der Förderung an d:i,e !"E'­

gionalpoli,tischeD. Notwendigk€i ten dEr künftig€n Entwicklung 

R€chnung g€trageD b 

BErE:i ts im Mai 1970 wurde eine eigene Abteilung "Regiona~::-_ 

2011 tische M~i3nah.!!len - Bergbauer~frag~n'~ gebildet. 

Die schon bisher durchgeftllu'ten Aktione.n Bei3.i,tzfestigung, 

Umstellung und J\lm- und Weid€\'I"jrtschaft wurden 1971 zur t1Lan­

wj,rtsc.haft}JchEn R~gionalförderung~ zusamrnengefaßt" deren 

regionale Ausrichtung entsprechend betont und durch die Her~ 

betführung von Kontakten mit den übrigen interessierten vJirt­

schaftsgruppen erste Ansätze zu einer echten REgionalpolitik 

geschaffen. Im Rahmen dieser PJction stellen fv'l.aßnahmen zur 

Sehaffung von Zu- und Nebenerv..rerbsmöglichkei ten vor allem auf 

dem Gebiete des bäuerlichen Fremdenverkehrs einen besonderen 

SchvJerpunkt dar. 

Durch Verordnur"evi2n des Bundesmintsters für Land- und Forst-
-------~~--

~lir'tschaf't wurden Anfang 1971 d.ie Be~l.9.~~ernbetriebe L die, gemäß 

§ 2 Abs. 2 dEs Landwirt'schaftsgesetzes bei der Vollziehung dieses 

Gesetzes besonders zu berücksichtigen sind, neu bezeichnet. 

" 
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Ergänzend zu den I~laßn3:hmen derIlI;and.wirt ~3Ghaftlichen 

Regionalförderung" wlJrde mit der A1J.szahlung des Bergböuern­

zU~9husses 1970 erstmals in Österreich der Versuch unter­

riÖill..rnen, eineü AlJ.sgleich der besonderen be:r:'gbäuerlichen Pro­

duktionserschwernisse sowie eine Abgeltung der'für die All­

ge~einheit wichtigen liberwirtschaftlichen Leistungen des 

Bergbauern herbeizuführen. Jeder anspruchs'berechtigte Berg­

b~uer erhielt einen Zuschuß in der Höhe von 300.- s. 
Den: entscheidendsten S~hritt zur WBiterentwicklung der 

B~iggebietB stellt das unter Vorsitz de~ Herrn Bundeskanzlers 

und unter Mitwirkung des Bundesministers für Finanzen ausgear­

beitete Bergbauernsonderpr'JgralrJo. dar. J?ür die l}urchflihrung 

dieses Sonderprogramms sind Bundesmittel in der Höhe von ins­

gesamt 1,5M{lliarden Schilling yorgesehen. 

Schwerpunkte dieses Progra.mms sind eine weitereVerbesse­

rung der Infrastruktur' im IEtndlicl1en Raum, die l'1oderni:3ierung, 

'RationalisierunR" und t-1arktanpassung der Bergbaüernbetriebe, der 
• ~ .': -0.' """.,.,., .. ';'( •• ,,;.; ':' •• :.' '., '. -". .:;' • • ," ~ ":-: , • • 

Ausbau der 'Nebe'nerwerbsmöglichkei ten im länd~~ichen, Berggebiet 

sQ1.-Jie die Bereitstellung leist;ungscebunc1ener Einl;:ommenshilfen 

~~r Verhinderung unerv,.-ünschter Abwanderung. 

_B_"u,,-:n_·_d_e_p_:.m_j._n_J.,..·~ . .:;.s...:.t...:.e...;I;;.."'l_· _U_IIi_" _f_ii_r_H_-_c'._n_cl_e_, .1_...z,_C;...T2.;:,. .. _'w...;·8...;;r;,;;.?"';.....v_e_:, .• _u-'-r_J.r.:;._1~I_!1.,..~d_-__ 1):~..".:t.,....::T_.i_(-:-•. : 

Die benachteiligten Gebiete Csterreichs werderi bei Förde­

rungsak;tion.en nach folgenden B~)..ndesgesetzen den Richtlinien ent­

spre6hend bevorzugt: 

;Gewerbestrukturverbesserungsgesetz, Fremdenverkehrssonderkredit­

'';ak:tion, III·Iausaktiorrll des BundeSl:nirüsteriums für j:iand-el, Gewerbe 

und Industrie und ERP-:;'remdenverkehrsaktion. 

Des weiteren wä~'e da~c:2uf zu. verweisen, ci~ß im Rahmendes 

1 Oj ährigen'pörderung;:c,progrEUIEIl.S 2ine zuse.t zliche Naßnahme zur 

. Förderung bi:machteiligter Gebiete vorgesehen ist; .une.. Z1A'ar die 

Einfiihrungeines dreijährigen Re2piros rni t vollstJ,ndig8r Zin-
J' 

senf~ei~tellun~ des 'geförde~ten Kredites und zwar der normalen 

Lau.-.fdauer des Zuschusses vorgesCll3.1 tetbei Investitionen in 

österreichischenEntVlicklungsgebieten. 

Hei ters i-rären die Förderungsmaßnahmen zur Stärke förderung 1 

die, gerade für das1tla:ldviertel VO.-~l BedeutunG ist, zu erwähnen • 

.. J 
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Diese l'leTnahmen sichern insbesondere den Absatz von Kartoffelno 

Im tTah:r'8 1970 1tiUrden fürd.ies~ Zwecke S 10,31.1·5 .. 810535 1.md im 

Jahre 1971 bisher S 9,103.030.57 auf3ewendet~ 

70 Bundc,,;ministeriu:Gl' für Verkehr: 

Durch d.ie rege Bautätigkeit auf dem Seilbahnseki-:;oJ: wurde 

ein Beitrag für Strukturverbesscrungen in. benachteiligten 

GelJieten geleistet, da ein 1'eil die~3C'r Seilbahnbauten in. abge­

legenen Sei.te.ntälern zur Al.lsftihrung gelangt" 

Im Zeitr:'aum \,rom.1.Juli 1970 bis 30.Juni 1971 I'Turde die 

au~f ·den1. Gebiete d:es Fern:rneld.esel<:tol""iS in Z'QIleh-

mendem Maße auf die J.-;-. ~"1'P l' ·1- p.,..- 'n' P' 
...J.i.. lv.... v '''.J.. l.-t ...... 0 der bestehenelen Ferrl.!3prechnetze 

verlagert, wobei vor allem auf l~ndliche Versoigungsbereiche 

Bedacht genomrnen ,','.TUrde~ . "'~"- .' Dadurch wurden die für die Her-

stellu~g von Fernsprechanschlüssen erforderlichen AnschluBpunkte 

näher an r:l:Le herzusteJ.lenden Ff.'rnsprechanschlüsse herangebracht, 

Vlodurcb. ein,:=; Verminderung der von den Anschluß'lferbern zu tragen­

den Kost:en bewirkt werd en lwnnte 0 Außerdem 'wurden, um ent spre­

chende Erfahrungen zu sammeln, die r-litglieder einiger bäuerli­

cher Interessengemeinschaften im Rahmen einer gemeinsamen Aktion 

an das C5fJ'entli.;;he li'E:'rnsprechnetz angesch~.Qs.sen, wodurch eine 

rationellere, Herstellung der Fernsprechanschlüsse ermöglicht 

,wurde. Der durch eine solche Vorgangsweise e~L'zi.el te Kostenvor~ 

teil ~U3t den Anschlußwerbenl zugute gekommen" 

Gemäß § 1 Abs.2 des :B'ernmeldeinvestitionsgesetzes vom 16.7. 

1971, BGB1.Nr. 312, ist bei der'Erweiterun~ und Erneuerung des 
"17' }..J.... '0." '1' 1,- + 1" B' -'l ~ernspreclne~zes 1m Ihteresse elller mag 1C~S: g. 8lcnen enaD~-

lung aller Anschlußwerber auf .die }i'ördertm.g von Anschlußgemein-

schaften im ländlichen Raum Bedacht zu nehmen und dabei den 

infrastrukturellen Bedlirfnissen sowie der kost8n~äßigen Situation 

beim Ortsnetzausbau besonderes Augenmerk zu widmen~ 

in den L3.ndzustellbezirken 

verbessert. Landzustellbezirke'sind oft dicht besiedelte Gebiete 

aul~erhalb von Ort::;bereichen, in clenen Postämter bestehen. 
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In diesen Landzustellbezirken erfolgt die Postzustellung 

nur in beschr~nktem Umfang o Durch den Einsatz zweispuriger 

Kraftfahrze!Jfje ist man bemüht ~ die volle Postversorg'ung der 

J. 'n . L'" nQ~ '7') c: t· r:., ] Ibe '7l' r 1r '1 r:~,) end -:: D' T.:z"",,;-; ~ 'Jr 0PllnN- loe 1,: " __ 11 . C. .J' _'...... -' __ L.J J.'-. '-, ~~ .1.';" t:~.!.. . ...:_~ .... v \.. . • 1- .\......- ....... - 0 _ 

Betriebs.rationalisier-u.ng und Verbcsf;errUl.ß der Arbeitsbeclingun--

gen des Zustellpersonals zu erreichen. Die Zuweisung von bisher 

ine.gesamt 16 H'0V 1 s I'Jarke V\V 1200 an vier Postämter stellt den 

Beginn einer solchen, bereits für. das ßesamte Bundesgebiet Ge­
planten Aktion dar. Diese I'Tan.nahme }:-ann als eine i-.:i.ber die He­

sierl.),ngf3erkli:1rung hi:n.3.usgehende bezeichnet vJerden .. 

Dus Bundesministerium für ]~andesverteidigung ist bemüht, 

seinen Güterbedarf in Ra.hmen der Investitions- und Beschaf­

fungsp:c'ogramme nach l'Iöglichkeit im Inlcl.nd zu docken. Dabei 

wird im besonderen auch darauf Bedacht genormnen, Aufträge in 

jenen Gebieten zu vergeben, die wirtschaftlich a1s. "benachtei:" 

ligte Gebiete Österreichs" perrensttindlichen Frage-
'---' U LJ 

stellung. anz1.1.sehen· we,ren. 

Aus der nachstehenden Dbersicht ist die EBhe der im Zeit-

.· .. r.c<>uru··' 1 J" ." ..1G'J r70 \ .. ' 70. T ]' 1cr)..1 ..J CA .\\..O'Ifi·. 3.nner Lj, . ul S ,)\S'. L, 1J. .... l 7{·1 Cl.er Wirtschaft in Nie-

de~österreich (Waldviertel), im Burgenland, in der Stidsteier­

mark und in Südk~rnten zugeflossenen Auftragswerte ersichtlich: 

.' Niederösterrei.ch (VJaldvie:ctel) 

Burgenland 

Südsteiermark 

Südkärnten 

Ge samt sumrne: 

S 21,738.157.­
S ·19,L~75a280.­

S 36,174. 12!l .. -

S 22,663.064.-

S 100,050.635.~ 
======~========================== 

·9. Bundesministerium für Bauten.'\J.nc. Tec.h.nik: 

Im:Ral~Iilen der für BundesstraDen zur Verfiigung stehenden 
"'T • t t ... ~ ~. ()' ... +." t . 'L 1 nl . eJ.. wurüen _ijaUmal~nanmen J,n Cl.en <:;og"';u.J.I'...Il ";I-.::n iJ]:l' "illlcr: .... ungsge-

bieten Österreichs besc;nders O(;rücksichtigt 4 Dadurch war es 

möglich, durch einen forcierten Ausbau der Infrastruktur maGgeb-

lichen Einfluß auf die 
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lo.Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung: 

Durch die Errichtung und den Betrieb von Außenstellen 

der Bundesmuseen wird eine kulturelle Belebung von wirt­

schaftlich und kulturell benachteiligten Gebieten angestrebt. 

Die zu ET\'lartenden Auswirkungen werden sich nicht nur auf 

kulturellem Gebiet zeigen sondern auch wirtsch~ftliche Aus­

wirkungen durch die Belebung des Fremdenverkehrs haben. 
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